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Zum aktuellen Verhandlungsstand zur Regulierung generativer Künstlicher Intelligenz (KI) im Rahmen der KI-Verordnung (AI Act)

hat der Digitalausschuss des Bundestages (BT) am 21.6.2023 zwei Vertreter der EU-Kommission befragt (vgl. hib – heute im bun-

destag, Nr. 480 vom 22.6.2023). Nach den zwei Jahre andauernden Beratungen und einigen Last-Minute-Änderungen generative

KI betreffend hatte das Europäische Parlament (EP) am 14.6.2023 den neuen Kompromisstext gebilligt (vgl. Meldung BB 2023,

1474). Er ordnet generative KI-Anwendungen, zu denen etwa der Chatbot ChatGPT zählt, verschiedenen Risikogruppen zu –

von „minimal“ über „hoch“ bis „inakzeptabel“. Damit verbunden sind Sicherheits- und Transparenzanforderungen. Mit dem

Trilog folge nun die entscheidende Phase, machten Christiane Canenbley und Kilian Gross von der EU-Kommission deutlich. Es

gebe von allen Seiten großen politischen Willen, das Projekt bis zum Jahresende zum Abschluss zu bringen. Fertig sein müsse

man bis Anfang 2024. Die Verordnung solle für alle Anbieter von Produkten oder Dienstleistungen auf KI-Basis gelten, die in der

EU in Verkehr oder Betrieb genommen werden sowie für alle Nutzer von KI-Systemen in der EU. Zum Tragen kommen solle ein

risikobasierter und produktbezogener Ansatz. Es gebe den Konsens, dass eine umfassende Regulierung nötig sei, berichteten die

Kommissionsvertreter. Unterschiede in den Texten gebe es etwa beim Verbot von biometrischer Gesichtserkennung im öffentli-

chen Raum in Echtzeit oder beim Einsatz von KI-Systemen für die vorausschauende Polizeiarbeit. Auch gebe es Gesprächsbedarf

hinsichtlich Fragen der Durchsetzung, etwa ob es ein AI Office, eine Agentur mit eigener Rechtspersönlichkeit, brauche oder ein

Expertengremium ohne eigene rechtliche Struktur. Die Kommissionsvertreter betonten, es gehe ausdrücklich um Innovations-

förderung und darum, KI innerhalb Europas voranzubringen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH:ZumUmfangundzur zeitlichenGeltung

des Auskunftsrechts gem. Art. 15 DSGVO

1.Art. 15derVerordnung (EU) 2016/679desEuro-

päischen Parlaments und des Rates vom 27. April

2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der

Verarbeitung personenbezogener Daten, zum

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der

Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-

nung) im Licht von Art. 99 Abs. 2 dieser Verord-

nung ist dahin auszulegen, dass er auf ein Aus-

kunftsersuchen hinsichtlich der in Art. 15 DSGVO

genannten Informationen anwendbar ist, wenn

die Verarbeitungsvorgänge, auf die sich dieses Er-

suchen bezieht, vor dem Anwendungsdatum der

Verordnung ausgeführt wurden, das Ersuchen in-

dessennachdiesemDatumvorgebrachtwurde.

2. Art. 15 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist da-

hin auszulegen, dass Informationen, dieAbfragen

personenbezogenerDateneiner Personbetreffen

und die sich auf den Zeitpunkt und die Zwecke

dieserVorgängebeziehen, Informationendarstel-

len, die die genannte Person nach dieser Bestim-

mung von dem Verantwortlichen verlangen darf.

Dagegen sieht diese Bestimmung kein solches

Recht in Bezug auf Informationen über die Identi-

tät der Arbeitnehmer dieses Verantwortlichen

vor, die diese Vorgänge unter seiner Aufsicht und

imEinklangmit seinenWeisungenausgeführt ha-

ben, außer wenn diese Informationen unerläss-

lich sind, umder betroffenen Person es zu ermög-

lichen, die ihr durch diese Verordnung verliehe-

nenRechtewirksamwahrzunehmen, und voraus-

gesetzt, dass die Rechte und Freiheiten dieser

Arbeitnehmerberücksichtigtwerden.

3. Art. 15 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist

dahin auszulegen, dass der Umstand, dass der

Verantwortliche das Bankgeschäft im Rahmen

einer reglementierten Tätigkeit ausübt und dass

die Person, deren personenbezogene Daten in

ihrer Eigenschaft als Kunde des Verantwortli-

chen verarbeitet wurden, bei diesem Verant-

wortlichen auch beschäftigt war, sich grundsätz-

lich nicht auf die Reichweite des Rechts aus-

wirkt, das dieser Person nach dieser Bestim-

mung gewährt wird.

EuGH, Urteil vom 22.6.2023 – C-579/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1537-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: „Verbraucher“ bei einem Vertrag

über Aufnahme in Treuesystem

Art. 2 Buchst. b der Richtlinie 93/13/EWG des Ra-

tes vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klau-

seln in Verbraucherverträgen ist dahin auszule-

gen, dass eine natürliche Person, die Mitglied in

einem von einem Handelsunternehmen einge-

richteten System wird, das es u. a. erlaubt, im

Rahmen des Erwerbs von Waren und Dienstleis-

tungen bei den Handelspartnern dieses Unter-

nehmens durch sie selbst oder durch andere auf

ihre Empfehlung hin am System teilnehmende

Personen in den Genuss bestimmter finanzieller

Vorteile zu kommen, unter den Begriff „Verbrau-

cher“ im Sinne dieser Vorschrift fällt, wenn diese

natürliche Person zu einem Zweck handelt, der

nicht ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätig-

keit zugerechnet werden kann.

EuGH, Urteil vom 8.6.2023 – C-455/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1537-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Botanicals – Zur Zulässigkeit der Wer-

bung für pflanzliche Stoffe mit gesund-

heitsbezogenen Angaben

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird

zur Auslegung der Art. 10 Abs. 1 und 3, Art. 28

Abs. 5 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006

des Europäischen Parlaments und des Rates vom

20. Dezember 2006 über nährwert- und gesund-

heitsbezogene Angaben über Lebensmittel (ABl.

L 404 vom 30. Dezember 2006, S. 9) in der zuletzt

durch die Verordnung (EU) Nr. 1047/2012 der

Kommission vom 8. November 2012 (ABl. L 310

vom 9. November 2012, S. 36) geänderten Fas-

sung sowie der Erwägungsgründe 10 und 11 der

Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der Kommission

vom 16. Mai 2012 zur Festlegung einer Liste zu-

lässiger anderer gesundheitsbezogener Angaben

über Lebensmittel als Angaben über die Reduzie-

rung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwick-

lung und die Gesundheit von Kindern (ABl. L 136

vom 25. Mai 2012, S. 1) sowie der Erwägungs-

gründe 4 und 5 der Verordnung (EU) Nr. 536/

2013 der Kommission vom 11. Juni 2013 zur Än-

derung der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 (ABl.

L 160 vom 12. Juni 2013, S. 4) folgende Frage zur

Vorabentscheidung vorgelegt:

Darf für pflanzliche Stoffe („Botanicals“) mit ge-

sundheitsbezogenen Angaben (Art. 10 Abs. 1

der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006) bzw. mit

Verweisen auf allgemeine, nichtspezifische Vor-

teile des Nährstoffs oder Lebensmittels für die

Gesundheit im Allgemeinen oder das gesund-

heitsbezogene Wohlbefinden (Art. 10 Abs. 3 der

Verordnung (EG) Nr. 1924/2006) geworben wer-

den, ohne dass diese Angaben gemäß dieser

Verordnung zugelassen und in die Liste der zu-

gelassenen Angaben gemäß den Art. 13 und 14

der Verordnung aufgenommen sind (Art. 10

Abs. 1 der Verordnung) bzw. ohne dass diesen

Verweisen eine in einer der Listen nach Art. 13

oder 14 der Verordnung enthaltene spezielle ge-

sundheitsbezogene Angabe beigefügt ist

(Art. 10 Abs. 3 der Verordnung), solange die Be-

wertung der Behörde und die Prüfung der Kom-
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